
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 23.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Direkte Steuern, Strukturpolitik
Akteure Parmelin, Guy (svp/udc) BR WBF / CF DEFR
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1965 - 01.01.2024

01.01.65 - 01.01.24ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Ackermann, Marco
Drompt, Louise
Fletcher, Lloyd
Zumofen, Guillaume

Bevorzugte Zitierweise

Ackermann, Marco; Drompt, Louise; Fletcher, Lloyd; Zumofen, Guillaume 2024.
Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: Direkte Steuern, Strukturpolitik, 2020 -
2023. Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft, Universität Bern.
www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 23.04.2024.

01.01.65 - 01.01.24ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Wirtschaft
1Wirtschaftspolitik

1Strukturpolitik

01.01.65 - 01.01.24 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Ständerats
BöB Bundesgesetz  über das öffentliche Beschaffungswesen
SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
FK-NR Finanzkommission des Nationalrats
SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Ständerates
WAK-SR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates
EU Europäische Union
KMU Kleine und mittlere Unternehmen
WAK-NR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
ParlG Parlamentsgesetz
NRP Neue Regionalpolitik
UEG UEG
FPBR Förderungen für Projekte im Bereich Regionalentwicklung

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des États
LMP Loi fédérale sur les marchés publics
CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

Etats
CdF-CN Commission des finances du Conseil national
CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats
CER-CE Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
UE Union européenne
PME petites et moyennes entreprises
CER-CN Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
LParl Loi sur le Parlement
NPR Nouvelle politique régionale
LACRE LACRE
FDR Fonds de développement régional

01.01.65 - 01.01.24 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

A l'inverse de la chambre du peuple, la chambre des cantons est entrée en matière sur
la suppression des droits de douane sur les produits industriels. Le Conseil fédéral,
par la voix de Guy Parmelin, et la droite ont donc imposé leurs arguments. Ils ont
notamment insisté sur la lutte contre l'îlot de cherté helvétique, l'allégement du
fardeau administratif pour les entreprises, les effets positifs sur l'emploi, les avantages
pour les consommateurs et consommatrices, et la possibilité de dynamiser l'industrie
d'exportation. Une suppression des droits de douane agirait comme un programme
conjoncturel de relance alors que l'économie semble plombée par la crise du Covid-19.
A l'opposé, la gauche et quelques parlementaires PDC ont soutenu que le timing était
inopportun argumentant que la Suisse ne pouvait se passer de ces recettes alors que de
nombreux plans de relance avaient pioché dans les caisses fédérales. De plus, ils ont
estimé que l'impact positif sur le consommateur serait marginal. Au final, l'entrée en
matière a été acceptée par 29 voix contre 14. Cette entrée en matière s'oppose à la
proposition de la Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
(CER-CE) qui préconisait, de justesse, un refus par 6 voix contre 6 avec la voix
prépondérante du président. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.09.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

In der Sondersession im Mai 2022 nahm die grosse Kammer mit knappen 97 zu 92
Stimmen eine Motion der Mitte-Fraktion betreffend die Reduktion der
wirtschaftlichen Abhängigkeit von internationalen Liefer- und Produktionsketten bei
essenziellen Gütern an. Die Covid-19-Pandemie habe aufgezeigt, wie verletzlich und
abhängig die inländische Wirtschaft und die Gesundheitsversorgung von globalen
Prozessen seien, argumentierte die Mitte. Einerseits soll durch Massnahmen des
Bundesrates die Versorgung für eine allfällige nächste Krise gestärkt werden und
andererseits eine vermehrte inländische Produktion bei essenziellen Gütern –
namentlich in der Pharmaindustrie – in Betracht gezogen werden, so die Forderungen
des Vorstosses. 
Der Bundesrat hatte im Vorfeld der Debatte dafür plädiert, die Motion abzulehnen. Er
erachtete die Motion als verfrüht und wollte vorerst eine Gesamtschau im Rahmen des
Postulats Reimann (svp, SG; Po. 20.3433) und der Motion Burgherr (svp, AG; Mo.
20.3197) vornehmen. Im spezifischen Fall von Medikamenten sei der Bundesrat daran,
einen Bericht über derzeitige Gefahren und mögliche Massnahmen auszuarbeiten, wie
er bereits im Rahmen einer Motion der SGK-SR (Mo. 20.3166) erklärt hatte. 
Bei der Ratsdebatte wies Wirtschaftsminister Guy Parmelin zudem darauf hin, dass die
identische Forderung im Rahmen einer angenommenen Motion Häberli-Koller (mitte,
TG; Mo. 20.3268) bereits vom Bundesrat bearbeitet werde. Während die Fraktionen der
FDP, der GLP und der SVP (mit der Ausnahme von Jean-Luc Addor/svp, VS) geschlossen
dem Bundesrat folgten, votierten die Fraktionen der SP, der Grünen und der Mitte
ebenso geschlossen für die Annahme der Motion. 2

MOTION
DATUM: 11.05.2022
MARCO ACKERMANN

Die zuständige WAK-SR teilte im Frühling 2022 die Ansicht von Motionär Stöckli (sp, BE),
dass es bei vielversprechenden Projekten im Bereich der Nachhaltigkeit und
Digitalisierung im Tourismussektor an langfristigen Finanzierungsmöglichkeiten fehle.
Die derzeit geltende Regelung von Innotour erlaube nur Anschubfinanzierungen und
ermögliche keine ausreichende, langfristige Vernetzung zwischen den vielen – teilweise
kleinen – Akteuren. Die Kommission beantragte das Anliegen zusammen mit einer
Motion Cottier (fdp, NE; Mo. 21.3278), welche ein nachhaltiges
Unterstützungsprogramm für den Schweizer Tourismus forderte, deshalb zur Annahme.

In der Sommersession 2022 beriet der Ständerat sodann die beiden Motionen
zusammen. Während er die Motion Cottier, die auch vom Bundesrat unterstützt worden
war, stillschweigend guthiess, nahm er die Motion Stöckli mit 29 zu 4 Stimmen bei 5
Enthaltungen an. Kommissionssprecher Hans Wicki (fdp, NW) erläuterte erneut den
Standpunkt der Kommission, dass Projekte nur durch eine langfristige Finanzierung
auch nachhaltig sein könnten. Bei einer Anschubfinanzierung drohe, dass die
verwendeten Bundesgelder nicht effizient eingesetzt würden, falls das Projekt aufgrund

MOTION
DATUM: 14.06.2022
MARCO ACKERMANN
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fehlender Mittel nicht weitergeführt werde. Wirtschaftsminister Guy Parmelin erklärte
hingegen, dass es nicht Aufgabe des Bundes sei, touristische Infrastrukturen auf die
lange Frist zu finanzieren. Er sah den Aspekt der Nachhaltigkeit darin, dass auch die
Akteure selber zum Erfolg beitragen müssten. Wenn ein Projektstart erfolgreich
verlaufe, könne zudem im Rahmen von Innotour eine Unterstützung für ein darauf
aufbauendes Projekt beantragt werden. Eine langfristige Finanzierung würde des
Weiteren dazu führen, dass nur einige wenige Projekte durchgeführt werden könnten
und viele andere Projekte das Nachsehen hätten, argumentierte Parmelin weiter.
Diesem Votum folgend und somit gegen die Ausschüttung neuer Subventionen im
Tourismusbereich stimmten schliesslich nur die drei SVP-Ständeräte Hansjörg Knecht
(AG), Werner Salzmann (BE) und Jakob Stark (TG) sowie der Parteilose Thomas Minder
(SH) gegen die Motion. Der Vorstoss ging damit an den Nationalrat. 3

Im Sommer 2022 gab der Bundesrat bekannt, einen staatlichen Innovationsfonds für
Start-ups schaffen zu wollen. Der Fonds soll Jungunternehmen in der Schweiz
vorwiegend in ihrer Wachstumsphase unterstützen und dabei auf die Bereiche
Dekarbonisierung und Digitalisierung fokussieren. Gemäss Analysen erhöhe ein
Innovationsfonds den Reifegrad des Schweizer Risikokapitalmarktes und könne damit
die Standortattraktivität der Schweiz verbessern. Langfristig stärke diese Massnahme
die Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz, sichere Arbeitsplätze und schaffe
Wertschöpfung und künftige Steuereinkünfte. Der Fonds solle zudem verhindern, dass
die Schweiz ins Hintertreffen gerät, zumal auch andere Staaten solche Fonds kennen
und sich der Innovationsstandort Schweiz aufgrund des Ausschlusses aus Horizon
verschlechtert habe.
Wie die NZZ im Januar 2023 schrieb, plante Wirtschaftsminister Guy Parmelin einen
Fonds mit Bundesgeldern in der Höhe von CHF 500 Mio. (davon ein Drittel als
Aktienkapital, der Rest als Bundesgarantien für die Fremdkapitalaufnahme). Zusammen
mit privaten Geldgebern könne der Fonds damit eine Grössenordnung von CHF 1 bis 1.5
Mrd. umfassen, so die Zeitung. Parmelin hoffe, mit dem staatlichen Geldtopf private
Investoren für den Start-up-Bereich – insbesondere Pensionskassen – anzulocken.
Gemäss NZZ vertagte der Bundesrat jedoch im Frühjahr 2023 aufgrund
finanzpolitischer Überlegungen – angeblich vor allem auf Geheiss von Finanzministerin
Karin Keller-Sutter – den Entscheid und setzte den «Staatsfonds für Jungfirmen [...] auf
die Wartebank». 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.06.2022
MARCO ACKERMANN

Entgegen dem Nationalrat lehnte der Ständerat im Herbst 2022 eine Motion der Mitte-
Fraktion zur Reduktion der wirtschaftlichen Abhängigkeit von internationalen Liefer-
und Produktionsketten bei essenziellen Gütern stillschweigend ab. Die vorberatende
SiK-SR wies im August darauf hin, dass eine gleichlautende Motion Häberli-Koller (mitte,
TG; Mo. 20.3268) bereits von beiden Kammern angenommen worden sei und der
Bundesrat einen Bericht zu diesem Thema verfasst habe. Die vorliegende Motion
erachtete sie deshalb einstimmig (bei 4 Enthaltungen) als überflüssig. Der
Berichterstatter Thomas Minder (parteilos, SH) erklärte im Rat, dass sich die
Kommission dieser Frage aber nochmals vertieft annehmen werde. Auch
Wirtschaftsminister Guy Parmelin betonte im Plenum, wie wichtig eine funktionierende
Landesversorgung sei und dass der Bundesrat Lehren aus der Covid-19-Pandemie sowie
aus dem Ukraine-Krieg gezogen habe. Verschiedenste Massnahmen zur Verbesserung
der wirtschaftlichen Landesversorgung seien deshalb bereits umgesetzt oder in die
Wege geleitet worden – etwa die Teilrevision des Gesetzes zur wirtschaftlichen
Landesversorgung. 5

MOTION
DATUM: 19.09.2022
MARCO ACKERMANN

Mit Stichentscheid ihres Präsidenten Leo Müller (mitte, LU) beantragte eine knappe
Mehrheit der WAK-NR ihrem Rat, die Motion Stöckli (sp, BE) zur Schaffung von
langfristigen Finanzierungsmöglichkeiten für Tourismusprojekte im Bereich der
Nachhaltigkeit und Digitalisierung anzunehmen. Wie Kommissionssprecher Markus
Ritter (mitte, SG) in der Herbstsession 2022 erläuterte, sei es sinnvoll, Projekte nicht
nur durch eine Anschubfinanzierung, sondern auf einer längerfristigen Basis zu
unterstützen. Zudem könne das vorliegende Anliegen zusammen mit dem vom
Bundesrat vorgeschlagenen Innovationsprogramm umgesetzt werden, ohne dass
zusätzliche Kosten entstünden. Das vom Bundesrat vorgebrachte Argument, dass die
Unterstützung bereits durch das bestehende Instrument der neuen Regionalpolitik
vorhanden sei, sei nur teilweise stichhaltig, da der Verwaltungsaufwand für derartige
Anträge viel höher sei. 

MOTION
DATUM: 29.09.2022
MARCO ACKERMANN
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Eine Minderheit Burgherr (svp, AG) wollte keine langfristigen
Unterstützungsmassnahmen für den Tourismus beschliessen und bei den bestehenden
Instrumenten zur Anschubfinanzierung bleiben. Der Minderheitensprecher verwies
zudem darauf, dass andere Branchen die digitale Transformation ohne staatliche
Unterstützung durchlaufen würden und der Tourismussektor diesbezüglich bereits
bevorzugt werde. Auch Wirtschaftsminister Guy Parmelin warnte, dass es nicht die
Aufgabe des Staates sein dürfe, Tourismusinfrastrukturen langfristig zu finanzieren. Der
Nationalrat überwies die Motion jedoch mit 94 zu 88 Stimmen bei 5 Enthaltungen an
den Bundesrat. Für Annahme der Motion stimmten die Fraktionen der SP, der Mitte, der
Grünen sowie einzelne Vertreterinnen und Vertreter der FDP.Liberalen- und der SVP-
Fraktion. Der Ansicht des Bundesrates folgten die geschlossen stimmende GLP-Fraktion
sowie die grossen Mehrheiten der SVP- und der FDP-Fraktion. 6

Entgegen dem Antrag des Bundesrates nahm der Nationalrat im Herbst 2022 ein
Postulat Schneider-Schneiter (mitte, BL) zur Frage der Versorgungssicherheit mit
Metallen und seltenen Erden mit 102 zu 76 Stimmen an. Mit dem Postulat forderte die
Baselbieterin, dass der Bundesrat in Anlehnung an den Bericht in Erfüllung des
Postulats 12.3475 einen Zusatzbericht zur langfristigen Schweizer Aussenpolitik bei
Metallen und seltenen Erden verfasst. Im Bericht enthalten sein sollen Überlegungen,
wie die Abhängigkeit vom Ausland in diesem Bereich reduziert werden kann und welche
Massnahmen der Bundesrat für die Recylingwirtschaft sowie für die Forschung zur
Substituierung solcher kritischer Stoffe vorsieht. Nationalrätin Schneider-Schneiter
fügte im Rat an, dass mehr als 90 Prozent der weltweit verwendeten seltenen Erden aus
China stammten und praktisch alle elektronischen Produkte auf solche Materialien
angewiesen seien. Sie argumentierte, dass das Freihandelsabkommen mit China nicht
sicherstelle, dass diese Schlüsselrohstoffe sowie die daraus entstehenden Produkte
stets geliefert würden. Es brauche deshalb eine umfassende Strategie, die diese
politischen und ökonomischen Abhängigkeiten sowie deren ökologische Ursachen
genauer betrachte. 
Der Bundesrat erachtete die Ausarbeitung einer neuen Strategie oder die Einführung
neuer Massnahmen als nicht notwendig. Wie Wirtschaftsminister Guy Parmelin im Rat
erklärte, sei die wirtschaftliche Abhängigkeit von China in Bezug auf seltene Erden in
den letzten Jahren gesunken, da sich die Produktion geografisch diversifiziert habe: Im
Jahr 2019 stammten nur noch 62 Prozent des weltweiten Volumens aus der
Volksrepublik. Zudem importiere die Schweiz primär weiterverarbeitete Produkte und
keine seltenen Erden als Rohstoffe per se, weshalb Preisschwankungen die Schweizer
Wirtschaft nicht direkt betreffen würden. Überzeugt zeigte sich Parmelin des Weiteren
davon, dass die Schweizer Forschung, die Aussenpolitik sowie die Umweltpolitik dazu
beitragen würden, geeignete Lösungen zur Verringerung der Abhängigkeit von seltenen
Erden zu finden. Dem ablehnenden Antrag des Bundesrates folgten die Vertreterinnen
und Vertreter der Fraktionen der FDP und mehrheitlich der SVP; der Ansicht der
Postulantin folgten die geschlossen stimmenden Fraktionen der SP, der GLP, der Mitte
sowie der Grünen. 7

POSTULAT
DATUM: 29.09.2022
MARCO ACKERMANN

Die Meldescheinprozesse bei Hotelübernachtungen sollen digitalisiert und
vereinheitlicht werden, befand nach dem Ständerat auch eine Mehrheit des
Nationalrats. Mit 126 zu 44 Stimmen bei 7 Enthaltungen überwies die grosse Kammer im
Dezember 2022 eine Motion Gmür-Schönenberger (mitte, LU) an den Bundesrat. Im
Vorfeld hatte die WAK-NR dafür plädiert, das «kantonale Wirrwarr» bei den
Meldescheinen für Hotelübernachtungen durch eine nationale, digitale Lösung zu
ersetzen; mit der Vereinheitlichung könne ein effizienterer und kundenfreundlicherer
Prozess erreicht werden. Durch Einbezug der Kantone bei der Ausarbeitung der Lösung
sollen zudem die föderalen Kompetenzen und die Vollzugshoheit der Kantone gewahrt
werden. Dies sah Bundesrat Guy Parmelin jedoch nicht als gegeben, vielmehr erachtete
er die Forderung als Eingriff in die Vollzugshoheit der Kantone und befürchtete, dass
dadurch dem Bund neue Aufgaben zugeteilt würden, weshalb die Motion abzulehnen
sei. Die beinahe geschlossen stimmende SVP-Fraktion folgte einem Minderheitsantrag
Aeschi (svp, ZG), wonach die «Vielfalt des Föderalismus» beibehalten werden solle und
auch zukünftig jeder Kanton die für ihn passende Strategie wählen können solle. Die
anderen Fraktionen beurteilten dies jedoch anders und stimmten nebst drei
Enthaltungen geschlossen für eine Vereinheitlichung, mit welcher der Bundesrat somit
betraut wurde. 8

MOTION
DATUM: 14.12.2022
MARCO ACKERMANN
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Im März 2023 stand eine Motion von Roberto Zanetti (sp, SO) zur Sicherstellung des
metallischen Materialkreislaufes in der Schweiz auf der Traktandenliste des
Ständerats. Der Solothurner Ständerat forderte, dass der Bundesrat ein
Massnahmenpaket ausarbeitet, um den Produktions- und Recyclingstandort für Metalle
in der Schweiz zu sichern. In einem längeren Votum legte Zanetti dar, weshalb die
Motion so wichtig sei: Die Branche – er verwies dabei vor allem auf das grösste
Stahlwerk in der Schweiz, die Stahl Geralfingen AG, welches Metalle in grosser Menge
rezykliert und wiederaufbereitet – sei sehr energieintensiv und die Energiekrise mache
der Branche zu schaffen. Die derzeitigen Energiepreissubventionen in der EU hätten
indes grosse Wettbewerbsnachteile für die Schweizer Unternehmen zur Folge, welche
keine Entlastung erhalten würden. Ohne gezielte Unterstützung «sei der Verlust von
industrieller Substanz in grossem Ausmass zu befürchten», zitierte Zanetti Jean-
Philippe Kohl, den Leiter für Wirtschaftspolitik beim Verband Swissmem. Würde
beispielsweise das Gerlafinger Stahlwerk wegfallen, müssten Unmengen an Stahl aus
dem Ausland – Norditalien oder Süddeutschland – importiert werden, was gravierende
negative ökonomische als auch ökologische Folgen impliziere. Die Massnahme sei nicht
zuletzt eine «ökonomische und ökologische Landesverteidigung» im Sinne der
Versorgungssicherheit, um eine «wichtige Schlüsselindustrie» im Land zu behalten. Wie
der Sozialdemokrat ausführte, erfahre seine Motion zudem über die Parteigrenzen
hinweg Unterstützung – ganze 29 Ständerätinnen und Ständeräte hätten
mitunterzeichnet: Darunter beispielsweise Jakob Stark (svp, TG), der im Rat daraufhin
aufzeigte, dass sich diese Frage generell auf den Industriestandort Schweiz ausweiten
liesse. Es sei zu klären, welche Industrien systemrelevant und welche zu schützen seien
– auch im Hinblick auf andere energieintensive Industrien. Er verwies dabei auf seine
Interpellation zu ebendiesem Thema (Ip. 22.4371). Bundesrat Guy Parmelin blieb im Rat
beim Standpunkt des Gremiums, dass sich die Schweiz nicht in diesen
Subventionswettlauf begeben dürfe, wie es im Ausland der Fall sei. Zudem würde dies
weitere Industriezweige zu Forderungen bewegen. Weiter führte Parmelin aus, dass der
Energiepreisanstieg in der Schweiz weniger stark ausgefallen sei als im Ausland und die
Absicherung gegen Energiepreisrisiken bei solchen Branchen zum Kerngeschäft gehöre.
Des Weiteren sei die Beschäftigung im Land gut, die Inflation und die Steuerbelastung
tief, was alles gute Rahmenbedingungen darstellten. Letztere – und nicht die
Chancengleichheit – seien auch das Ziel der Schweizer Wirtschaftspolitik. Zu guter
Letzt habe sich der Bundesrat im Rahmen des Postulats 18.3509) vorgenommen, neue
Massnahmen zur Stärkung der Kreislaufwirtschaft im Bausektor und damit auch der
Rezyklierung metallischer Abfälle zu prüfen. Trotz der vielen Ausführungen des
Bundesrates zeigte sich im Ständerat schliesslich ein deutliches Bild: Mit 35 zu 5
Stimmen bei 2 Enthaltungen nahm dieser die Motion an. 9

MOTION
DATUM: 16.03.2023
MARCO ACKERMANN

Mit 24 zu 18 Stimmen bei 1 Enthaltung trat der Ständerat in der Sommersession 2023
nicht auf die Änderung der Bundesverfassung und des ParlG zur Einführung einer
Regulierungsbremse gemäss der Motion 16.3360 ein. Während sich die SPK-SR im
Vorfeld für Nichteintreten ausgesprochen hatte, hatte eine Minderheit Salzmann (svp,
BE) Eintreten beantragt. Kommissionssprecher Hans Stöckli (sp, BE) erläuterte die
vielen problematischen Aspekte der Vorlage aus Sicht der Kommissionsmehrheit.
Erstens sei es aus staatspolitischer Sicht heikel, Unternehmen gegenüber anderen
Akteursgruppen bevorzugt zu behandeln. Zweitens dürften die direkten Auswirkungen
bei Annahme der Vorlage minim sein, da diese Regel gemäss Verwaltung bei höchstens
0.5 Prozent aller Abstimmungen Anwendung finden würde und ihr Nutzen nicht
belegbar sei. Drittens fokussiere die Regel nur auf die Kosten, nicht aber auf den
Nutzen, der eine neue Norm schaffe, was eine zu einseitige Betrachtung darstelle.
Viertens sei es schwierig, Folgekosten von neuen Gesetzen abzuschätzen, was in der
Folge Rechtsunsicherheit bezüglich der Frage schaffe, ob eine bestimmte Abstimmung
dem qualifizierten Mehr zu unterstellen sei oder nicht. Schliesslich solle sich das
Parlament «nicht ohne Not selbst binden». Dem Anliegen der ursprünglichen Motion
der FDP-Fraktion könne im Rahmen des Unternehmensentlastungsgesetzes besser
Rechnung getragen werden, schloss Stöckli. Werner Salzmann erkannte hingegen
Handlungsbedarf und zeigte sich von dem vom Bundesrat präsentierten
Umsetzungsvorschlag überzeugt. Der Wirtschaftsstandort Schweiz könne so gestärkt
werden, da unnötige Regulierungen die Produktivität und die Wettbewerbsfähigkeit
hemmen würden. Auch wenn die Vorlage in der Vernehmlassung auf Widerstand
gestossen sei, könne sie in Zukunft durch die zur Änderung der Verfassung nötige
obligatorische Volksabstimmung legitimiert werden. Auch Hannes Germann (svp, SH)
plädierte im Rat dafür, auf die Vorlage einzutreten, damit sich die Kommission erneut
mit dem Anliegen auseinandersetzen könne. Diese könne die
Regulierungskostenbremse gegebenenfalls auch auf Individuen ausweiten und damit

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.06.2023
MARCO ACKERMANN
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die Chance eröffnen, «aus dem noch nicht Perfekten etwas Perfektes zu machen». Eine
Mehrheit des Rates folgte schliesslich der bundesrätlichen Ansicht, wonach der
vorliegende Entwurf nicht «le moyen approprié pour atteindre l'objectif visé» (Guy
Parmelin) sei. Die befürwortenden Stimmen stammten von Ständerätinnen und
Ständeräte der SVP- und der FDP-Fraktionen. 10

In der Sommersession 2023 beriet der Ständerat den bundesrätlichen Entwurf für ein
neues Unternehmensentlastungsgesetz als Erstrat in einer eineinhalbstündigen
Debatte. Nachdem die kleine Kammer stillschweigend auf die Detailberatung
eingetreten war, folgte sie durchwegs den Anträgen ihrer Kommission. 

Kommissionssprecher Stefan Engler (mitte, GR) erläuterte zu Beginn der Debatte, dass
der Bundesrat mit der Vorlage einerseits die Regulierungsbelastung für Unternehmen
reduzieren und andererseits die Digitalisierung von Behördenleistungen stärken
möchte. Erstens sollten dazu Regulierungsgrundsätze festgelegt werden, die als
Leitlinien für die Evaluation von bestehenden und neuen Normen herangezogen werden
sollen. Zweitens sollten Prüfpflichten für Vereinfachungen bei der Erarbeitung neuer
Erlasse definiert werden, drittens Vorgaben zur Schätzung der Regulierungskosten
gemacht und viertens ein Monitoring für die Belastung erstellt werden. Des Weiteren
sollen fünftens mit Studien und periodischen Berichten Entlastungsvorschläge vorgelegt
werden. Schliesslich sollten als sechstes Element, im Sinne der Digitalisierung,
Behördendienstleistungen – insbesondere über die Plattform EasyGov – vereinfacht
werden. Wirtschaftsminister Guy Parmelin hob hervor, dass das Gesetz zentral sei, um
attraktive wirtschaftsfreundliche Rahmenbedingungen setzen zu können und sowohl
bestehende als auch neue Gesetze auf ihr Entlastungspotential hin zu prüfen. Die
Schweiz sei zwar international gesehen sehr innovativ, die Regulierungslast sei aber
hoch und die Digitalisierung in diesem Bereich noch tief. 

Der Ständerat befasste sich in der Folge mit je zwei Mehr- und Minderheitsanträgen aus
der Kommission sowie einem Einzelantrag Minder (parteilos, SH). Letzterer verlangte
eine Anpassung des Gesetzestitels zu «Regulierungsevaluationsgesetz», da er dieses
nicht als Kostenentlastung für die Unternehmen, sondern als Aufblähung der Verwaltung
erachtete. Das kleine «Regulierungsmonster», das gemäss Botschaft Kosten in der
Höhe von CHF 1.5 Mio. bis CHF 4.3 Mio. verursache, zeige die paradoxe Situation auf,
dass nicht einmal die Kosten für diese neue Verwaltungsaufgabe geschätzt werden
könnten. Der Rat lehnte jedoch die Anpassung des Titels mit 28 zu 11 Stimmen bei 2
Enthaltungen ab. 
Während eine Kommissionsmehrheit forderte, dass bei der Ausarbeitung neuer
Gesetze im Sinne von volkswirtschaftlichen Kosten auch die Folgen für Private
einbezogen werden, sprach sich eine Minderheit Germann (svp, SH) gegen diesen
Zusatz aus, da dadurch das Gesetz verwässert werde und der Arbeitsaufwand
zunehmen würde. Pirmin Bischof (mitte, SO) betonte hingegen, dass Gesetze in erster
Linie «für die Menschen in diesem Lande» geschrieben würden, weshalb diese
Ergänzung angebracht sei. Mit 27 zu 17 Stimmen folgte die kleine Kammer der
Kommissionsmehrheit und dehnte damit den Radius für Folgekostenschätzungen aus. 
Schliesslich befasste sich der Rat mit einem Minderheitsantrag Wicki (fdp, NW) zur
Schaffung einer verwaltungsunabhängigen Prüfstelle für die Plausibilität der
Regulierungskostenschätzungen der Bundesverwaltung, da ein Vieraugenprinzip die
Schätzungen verbessere. Ein solcher «Preisüberwacher für Regulierungen», wie
Kommissionssprecher Engler die geforderte Behörde im Rat bezeichnete, erachtete die
Kommissionsmehrheit nicht als nötig, da die Verwaltung jederzeit zusätzlich
Expertinnen und Experten für adäquate Schätzungen beiziehen könne. Mit 14 zu 30
Stimmen folgte der Ständerat auch hier seiner Kommissionsmehrheit und lehnte das
zusätzliche Kontrollorgan ab.

In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat das Gesetzespaket mit 28 zu 9 Stimmen
bei 4 Enthaltungen an, wobei die ablehnenden Stimmen und Enthaltungen von
Ständerätinnen und Ständeraten verschiedenster Fraktionen stammten. Gleichzeitig
schrieb der Rat die dazugehörige Motion Sollberger (svp, BL; Mo. 16.3388) ab. Die
modifizierte Vorlage mit dem Zusatz der erweiterten Prüfung für Private ging damit an
den Nationalrat. 11
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Mittels Motion forderte Niklaus-Samuel Gugger (evp, ZH) Mitte 2021 die Förderung von
sozialen Unternehmen in der Schweiz. Der Bundesrat soll dazu angehalten werden, die
gesetzliche Rahmenordnung so anzupassen, dass soziales Unternehmertum stärker
anerkannt, gefördert und insbesondere in der Strategie «Nachhaltige Entwicklung
2030» eingebunden wird. Soziale Unternehmen seien nicht nur auf den eigenen
Gewinn fokussiert, sondern würden das ökologische, soziale und kulturelle Wohl der
Gesellschaft achten und fördern, betonte der Motionär. Es bedürfe aber gesetzlicher
Anpassungen, damit sich solche Gesellschaften gegenüber rein profitmaximierenden
Unternehmen behaupten könnten.
Bundesrat Guy Parmelin legte in der Sommersession 2023 im Nationalrat dar, weshalb
der Gesamtbundesrat gegen Annahme der Motion sei. Denn nicht nur soziale
Unternehmen trügen zur Prosperität der Schweiz bei, sondern alle Unternehmen. Man
lehne eine Vermischung von Wirtschafts- und Sozialpolitik oder die Schaffung
exklusiver Rahmenbedingungen für gewisse Sektoren und Unternehmen ab, zumal es
bereits für die Förderung des sozialen Unternehmertums günstige Rahmenbedingungen
gebe – etwa durch deren Berücksichtigung im öffentlichen Beschaffungswesen gemäss
BöB. Mit 93 zu 80 Stimmen bei 10 Enthaltungen nahm die grosse Kammer die Motion
dennoch an. Für eine Annahme stimmten dabei die geschlossenen Fraktionen der SP
und der Grünen, die beinahe geschlossene Mitte-Fraktion, eine Mehrheit der GLP-
Fraktion sowie ein Vertreter aus der FDP.Liberalen-Fraktion. 12

MOTION
DATUM: 12.06.2023
MARCO ACKERMANN

In der Sommersession 2023 behandelte der Nationalrat die Änderung des
Bundesgesetzes über die Regionalpolitik. Mit der Anpassung soll ein neues Instrument
geschaffen werden, um kleine Infrastrukturprojekte – vor allem im touristischen
Bereich – in ländlichen, alpinen und peripheren Regionen mit A-Fonds-perdu-
Beiträgen von je maximal CHF 50'000 unterstützen zu können. Die vorberatende WAK-
NR hatte zuvor mit 14 zu 10 Stimmen beantragt, auf den bundesrätlichen Entwurf
einzutreten. Die bestehende Lösung mit zinslosen oder zinsgünstigen Darlehen habe
sich für diese Art von Infrastrukturen nicht bewährt, da diese zu wenig Cashflow
generierten. Beiträge des Bundes, die nicht zurückzubezahlen sind und mit dieser
Vorlage eingeführt werden sollen, seien deshalb besser geeignet, um kleinere Projekte
zu fördern, so die Kommissionsmehrheit. 

Bundesrat Guy Parmelin zeigte im Rat die Vorteile von solchen Beitragszahlungen auf
und verwies dazu etwa auf entsprechende Pilotprojekte, die sich bewährt hätten.
Kommissionssprecher Markus Ritter (mitte, SG) erläuterte im Rat zudem, dass bei der
Auswahl der zu unterstützenden Projekte die NRP-Fachstellen klare Kriterien anwenden
würden, welche vom Bundesrat in einer Verordnung zu definieren sind. Die Kosten
dürften sich pro Jahr auf maximal CHF 1.5 Mio. belaufen und würden einen
regionalwirtschaftlichen Nutzen für viele Akteure generieren. Die dazu zu
verwendenden Mittel belasteten den Bundeshaushalt zudem nicht zusätzlich, da sie aus
mit dem bestehenden Fonds für Regionalentwicklung stammen würden. 
Eine Minderheit Burgherr (svp, AG) wollte allerdings gar nicht erst auf das Geschäft
eintreten und war der Meinung, dass man besser beim bestehenden Förderregime
bleiben solle. Der Bund müsse hier nicht mit dem «Giesskannenprinzip» neue
Subventionen schaffen, die ohnehin in den Aufgabenbereich der Kantone fallen würden
oder auch durch private Initiativen verwirklicht werden könnten. Diesen Argumenten
schloss sich auch Olivier Feller (fdp, VD) im Namen der FDP-Fraktion an. Mit 121 zu 61
Stimmen bei 3 Enthaltungen trat der Nationalrat trotz Widerstands aus den Fraktionen
der SVP und der FDP auf das Geschäft ein. 
In der Detailberatung befasste sich der Rat mit einem Minderheitsantrag Badran (sp,
ZH), wonach Darlehen oder A-Fonds-perdu-Beiträge nur dann gesprochen werden
können, wenn die Projekte nachhaltige, klima- und umweltverträgliche Gesichtspunkte
erfüllen. Das Anliegen stiess auch bei der Grünen-Fraktion auf positive Resonanz, da
damit eine nachhaltige Umsetzung der niederschwelligen Infrastrukturangebote in den
Kantonen sichergestellt werden könne, so Kilian Baumann (gp, BE). In der
vorberatenden Kommission war das Anliegen mit 14 zu 10 Stimmen abgelehnt worden,
da es zwar «sympathisch» sei, dieser Grundsatz jedoch im Bundesgesetz über die
Regionalpolitik bereits verankert sei und es deshalb keine zusätzliche Erwähnung
brauche, so Kommissionssprecher Ritter. Mit 98 zu 68 Stimmen bei 1 Enthaltung lehnte
der Nationalrat diesen Zusatz in der Folge auch ab. Die Fraktionen der SP, der Grünen
und der GLP stimmten erfolglos geschlossen zusammen mit drei EVP-Mitgliedern für
den Passus. 
In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat die Änderung mit 123 zu 62 Stimmen
bei 1 Enthaltung an. Die Opposition stammte dabei wiederum aus den Fraktionen der
SVP und FDP. Das Geschäft ging damit an den Ständerat. 13
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In der Sommersession 2023 nahm der Nationalrat mit 93 zu 82 Stimmen bei 7
Enthaltungen eine Motion Michaud Gigon (gp, VD) für die Schaffung eines
Bürgschaftsprogramms für Schweizer KMU für Investitionen in klimafreundliche
Technologien, in emissionsreduzierende Arbeits- und Produktionsprozesse und in die
Digitalisierung an. Das Programm soll den Unternehmen zinsfreie oder preisgünstige
Kredite für entsprechende Investitionen gewähren und damit ihre Innovationstätigkeit
aufrechterhalten, so die Motionärin in ihrer Begründung. Um effizienter zu werden,
müssten Unternehmen investieren, ihnen fehlten aber oftmals – auch in Folge der
Covid-Pandemie – die nötigen liquiden Mittel und Reserven, um diese tätigen zu
können. Den bundesrätlichen Einwand aus seiner Stellungnahme, es gebe bereits den
Technologiefonds im Rahmen des CO2-Gesetzes, liess Michaud Gigon nur bedingt
gelten, da jener die Unterstützung für die Entwicklung und Marktlancierung neuer
Technologien biete, jedoch nicht für KMU gedacht sei, welche die Technologien als
Kunden verwenden möchten. Guy Parmelin stimmte im Rat der Motionärin darin zu,
dass die Innovationskraft des Schweizer Wirtschaftsstandorts weiter gestärkt werden
müsse. Er verwies dazu etwa auf das Problem des Fachkräftemangels, auf die Stärken
der dualen Berufsbildung und auf die geplante Reduktion des Verwaltungsaufwands im
Zuge des Unternehmensentlastungsgesetzes. Der Bundesrat wolle im Bereich der
Finanzierung ebenfalls bessere Bedingungen schaffen, indem anstelle eines hier
vorgeschlagenen Bürgschaftsprogramms ein Innovationsfonds für den besseren Zugang
zu Risikokapital in Form von Eigenkapital geschaffen wird. Eine Mehrheit des Rates aus
den geschlossenen Fraktionen der SP, der Grünliberalen, der Grünen und eine Mehrheit
der Mitte-Fraktion hielten jedoch am Vorschlag der Motionärin fest. Als Zweitrat wird
sich der Ständerat zur Forderung äussern. 14

MOTION
DATUM: 13.06.2023
MARCO ACKERMANN

Ein Postulat von Maya Graf (gp, BL) mit der Forderung nach einem Bericht zu den
Entwicklungsperspektiven und der grenzüberschreitenden Vernetzung der Schweizer
Metropolitanregionen und Wirtschaftszentren stiess im Ständerat in der
Sommersession 2023 auf offene Ohren. Mit 28 zu 10 Stimmen überwies die kleine
Kammer das Anliegen an den Bundesrat, welcher aufzeigen soll, wie er die Teilnahme
der Schweiz an internationalen Projekt- und Programmpartnerschaften bestmöglich
unterstützen kann. Wie Maya Graf erklärte, sollten diese Arbeiten unabhängig vom Stand
der Beziehungen zur EU betreffend das Rahmenabkommen erfolgen. Die Postulantin
nannte konkret Initiativen wie «Enterprise Europe Network», «Creative Europe»,
«EU4health», «Digital-Europe», «Elena» oder «Interreg-Programme» wie «Espon» und
«Urbact», welche der Bundesrat beachten soll. Auch Matthias Michel (fdp, ZG) war im
Rat von der Wichtigkeit des Postulats überzeugt und untermalte, dass der
Standortwettbewerb heute weniger zwischen Nationen oder Kantonen stattfinde,
sondern vielmehr zwischen Metropolitanräumen – etwa zwischen den Räumen Stuttgart
(D), Milano (I), Zürich oder dem bassin lémanique. Bundesrat Guy Parmelin war sich der
Bedeutung von Kooperationen zur Standortförderung bewusst, argumentierte im Rat
aber vergebens dafür, dass die Schweiz nach Meinung des Bundesrats bereits genügend
in diesem Bereich unternehme und das Postulat deshalb abzulehnen sei. 15

POSTULAT
DATUM: 14.06.2023
MARCO ACKERMANN

Lors de la session d'été, le Conseil des États s'est penché sur une enveloppe de CHF
672 millions de francs dans le cadre de la promotion économique de la Confédération
pour la période 2024 à 2027. Cette initiative vise à renforcer la compétitivité des PME
et des régions du pays. Les cinq principaux objectifs du projet sont l'amélioration des
conditions-cadres des PME, le renforcement des régions, la contribution au
développement durable, la valorisation des opportunités du numérique et le
renforcement de l'attractivité de la place économique et touristique suisse.
Le ministre de l'Économie, Guy Parmelin, a souligné la nécessité de développer des
instruments performants dans le contexte post-Covid et des événements tels que la
guerre en Ukraine, soulignant l'impact sur les exportations et le tourisme. Ce secteur a
été particulièrement discuté, avec une enveloppe prévue de CHF 233 millions de francs
pour Suisse Tourisme. Les débats ont été animés, notamment avec les interventions
d'Isabelle Chassot (centre, FR), qui a plaidé pour un montant suffisant pour relever les
défis post-pandémiques et demeurer concurrentiel à l'internationale. Erich Ettlin
(centre, OW) a demandé une augmentation de 25 millions, tandis que la Fribourgeoise a
suggéré 13 millions supplémentaires. Son compromis a été accepté par 22 voix contre
20 et 1 abstention, malgré des opinions divergentes au sein des partis. 
Dans le domaine de la cyberadministration, un montant de CHF 32.8 millions a été
alloué, avec un accent particulier mis sur le développement de la plateforme
EasyGov.swiss. Guy Parmelin a souligné que cette initiative contribuerait à réduire les
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charges administratives des entreprises. Sur ce point, Hans Wicki (plr, NW) a noté que
cela représente une plus-value pour les PME, soulignant la nécessité d'une
administration publique moderne et efficace. En outre, les sénateurs ont approuvé
d'autres crédits, notamment pour l'encouragement de l'innovation (CHF 45.4 millions),
la promotion des exportations (CHF 99 millions) et la promotion de la place
économique (CHF 18.5 millions). Enfin, la Chambre des cantons a également donné son
approbation à un arrêté fédéral relatif à l'établissement du programme pluriannuel de
la Confédération pour la période 2024 à 2031 concernant la mise en œuvre de la
Nouvelle politique régionale (NPR). Au tour du Conseil national de se pencher sur le
projet. 16

Suivant le Conseil des États, le Conseil national a refusé d'entrer en matière sur
l'introduction d'un mécanisme de frein à la réglementation conçu pour alléger la
charge administrative des entreprises lors de la session d'automne.
Le projet, élaboré à contre-coeur par le Conseil fédéral sur mandat du Parlement,
propose de modifier l'article 159 de la Constitution fédérale, en y intégrant un
mécanisme similaire à celui du frein aux dépenses, exigeant que les actes législatifs
entraînant des charges importantes pour les entreprises soient adoptés à la majorité
qualifiée (soit 101 voix au Conseil national et 24 voix au Conseil des États), plutôt qu'à la
majorité simple. Le projet fixe également des seuils pour l'utilisation de ce nouvel
instrument : une augmentation des coûts de réglementation pour au moins 10'000
entreprises ou de plus de 100 millions de francs pour l'ensemble des entreprises sur
une période de 10 ans. Les détails de ce frein à la réglementation doivent être précisés
dans la loi sur le Parlement (LParl).
D'abord, la Commission des institutions politiques du Conseil national (CIP-CN) a
rejeté, à l'instar du Conseil des États, l'introduction de ce « frein à la réglementation ».
La commission a en effet estimé qu'il n'est pas approprié que les actes du Parlement
soient soumis à des exigences de majorité différentes en fonction de leur contenu. Par
un vote de 14 voix contre 8, la CIP-CN a donc proposé de ne pas entrer en matière sur
le projet. Puis, le ministre de l'économie, Guy Parmelin, a rappelé que le Conseil fédéral
a rempli son mandat en élaborant ce projet, mais estime que ce n'est pas le bon moyen
pour atteindre l'objectif de soulager les entreprises. En effet, il a souligné que 99,5%
des projets adoptés par le Parlement auraient été adoptés même avec une majorité
qualifiée, remettant ainsi en question l'impact réel de cette mesure sur les entreprises.
Le vaudois a donc recommandé, au nom de Conseil fédéral, de ne pas entrer en
matière sur ce projet en faveur d'une approche plus ciblée qui sera discutée avec le
projet de loi fédérale sur l'allègement des coûts de la réglementation pour les
entreprises (UEG).
Lors du débat, Marco Romano (centre, TI), pour la commission, a exprimé son
désaccord en soulignant que soumettre les actes du Parlement à des exigences de
majorité différentes en fonction de leur contenu était inacceptable du point de vue de
la démocratie et sur le plan institutionnel. Il a argumenté que l'instauration d'un tel
frein à la réglementation pourrait aggraver les blocages politiques. Natalie Imboden
(vert-e-s, BE) a ajouté que le projet favoriserait les intérêts des entreprises au
détriment d'autres intérêts sociétaux tout aussi légitimes, créant ainsi un système à
deux vitesses. Marianne Binder (centre, AG) a rappelé l'existence d'un autre projet
visant à limiter la réglementation des PME, qui englobait déjà les aspects du projet
actuel. À l'inverse, Damien Cottier (plr, NE) a souligné le fardeau qui pèse actuellement
sur les entreprises, argumentant que le projet allait dans la bonne direction. Piero
Marchesi (udc, TI) a abondé dans le même sens, estimant que le frein à la
réglementation permettrait aux PME de devenir plus compétitives en favorisant leur
création. L'élu tessinois a également souligné que sans ce mécanisme, les PME
perdraient en compétitivité.
Lors du vote final, la chambre basse a refusé d'entrer en matière sur le projet par 96
voix (l'ensemble du PS, des Vert-e-s, des Vert'libéraux et 15 élu.e.s du Centre) contre 89
(l'ensemble de l'UDC, du PLR et 11 élu.e.s du Centre) et 1 abstention (Kurt Fluri, (plr,
SO). 17
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Lors de la session d'automne, le Conseil national a approuvé le message sur la
promotion économique pour la période 2024-2027 à hauteur de CHF 646 millions.
L'objectif principal de ce message est de renforcer la compétitivité des petites et
moyennes entreprises (PME) ainsi que des régions. Les cinq objectifs-clés du projet ont
été présentés par le ministre de l'économie, Guy Parmelin. Il s'agit d'améliorer les
conditions-cadres des PME, de renforcer les régions, de contribuer au développement
durable, d'exploiter les opportunités offertes par le numérique et d'accroître
l'attractivité de la place économique et touristique suisse.
Dans le cadre de la procédure de co-rapport, la Commission des finances du Conseil
national (CdF-CN) a préalablement examiné les aspects financiers liés à la promotion
économique pour la période 2024-2027. La majorité de la commission a recommandé à
la Commission de l'économie et des redevances (CER-CN) et au Conseil national
d'approuver les crédits d'engagement ainsi que les plafonds de dépenses, s'élevant au
total à CHF 646.13 millions, conformément à la proposition du Conseil fédéral.
Lors des délibérations, Olivier Feller (plr, VD) a rappelé, au nom de la CER-CN, que pour
la période de 2020 à 2023, un budget d'environ CHF 399 millions a été alloué. En
contraste, le vaudois a souligné que les quatre années suivantes se concentreraient
davantage sur les aspects de durabilité et de numérique. Marcel Dettling (udc, SZ), co-
rapporteur de cette commission, a déclaré que la promotion économique de la
Confédération demeure un outil essentiel pour renforcer l'attractivité de la place
économique suisse. La gauche, soutenue par les Vert'libéraux, a insisté sur la nécessité
de remédier à la pénurie de main-d'œuvre qualifiée, en mettant l'accent sur
l'amélioration de la garde d'enfants, tandis que les Vert-e-s ont cherché à rendre la
promotion économique plus durable. De l'autre côté, l'UDC a estimé que les crédits
alloués étaient «marginaux», plaidant plutôt en faveur de moins de réglementations et
de baisses d'impôts pour les entreprises.
Concernant le secteur du tourisme et le développement régional, le montant prévu par
le Conseil fédéral de CHF 233 millions pour Suisse Tourisme a été augmenté de CHF 13
millions par les sénateurs et sénatrices lors de la session d'été. Favorable à cette
augmentation, le centriste Fabio Regazzi (centre, TI) a avancé l'argument du maintien de
la Suisse en tant que destination de premier plan face à la concurrence internationale.
Jean-Pierre Grin (udc, VD) a opposé qu'il était important de rester fidèle à l'enveloppe
gouvernementale d'origine afin d'éviter des réductions budgétaires ailleurs. Cette
position l'a emportée avec un vote de 145 voix (l'ensemble des élu.e.s Vert-es et
Vert'libéraux, 37 du PS, 46 UDC, 16 PLR et 3 du Centre) contre 42 (25 du Centre, 12 PLR,
4 UDC et 1 PS). 
Un autre point de débat a concerné le montant attribué au Fonds de développement
régional (FDR) pour la période 2024-2031. Le Conseil fédéral avait initialement proposé
CHF 217.3 millions, mais la chambre haute a ajouté CHF 12.7 millions lors de la session
d'été. Certains parlementaires, comme Kilian Baumann (vert-e-s, BE), ont plaidé en
faveur d'une augmentation des fonds pour soutenir les régions rurales et favoriser un
rééquilibrage entre les centres et les zones périphériques ; en revanche, le PLR, le PVL,
une partie de la gauche et de l'UDC ont exprimé leur souhait de réduire le crédit à CHF
150 millions, estimant que le fond était déjà suffisamment doté. Finalement, par un vote
de 103 voix contre 69, l'enveloppe gouvernementale d'origine a été maintenue.
Lors des discussions sur la cyberadministration, les crédits alloués à la promotion des
exportations (CHF 99 millions) et à la promotion de la place économique (CHF 18,5
millions) ont été sujets à débat. La première enveloppe a été acceptée avec la condition
de tenir compte des défis spécifiques du secteur agroalimentaire, bien que la gauche
se soit opposée à un soutien sectoriel. De plus, la tentative de la gauche de réduire de
moitié le budget de la promotion de la place économique n'a pas abouti. En revanche,
le reste des crédits n'a pas rencontré d'opposition significative : un montant de CHF
32.8 millions a été alloué au domaine de la cyberadministration, avec l'objectif principal
de développer la plateforme EasyGov.swiss. Petra Gössi (plr, SZ) a souligné l'importance
d'une «administration publique moderne», rappelant que la Suisse a du retard en la
matière.
Au final, les députés de la chambre basse ont approuvé une enveloppe totale de CHF
646 millions. Le Conseil des Etats devra se pencher à nouveau sur le projet. 18
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Suivant le Conseil national, le Conseil des Etats a voté à l'unanimité en faveur d'une
modification de la loi fédérale sur la politique régionale. L'objectif est d'autoriser la
Confédération à apporter un soutien financier direct aux petits projets
d'infrastructures afin de renforcer le développement économique des régions rurales
et de montagnes.
Au nom de la commission, Stefan Engler (centre, GR) a souligné que le financement des
projets d'infrastructures revêt une importance cruciale pour la nouvelle politique
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régionale (NPR) : jusqu'à présent, la Confédération ne pouvait accorder que des prêts
pour ces projets. Toutefois, il est apparu que cet instrument n'était pas adapté pour
soutenir les petits projets d'infrastructures qui ne génèrent que peu ou pas de revenus
immédiats. L'élu centriste a ensuite rappelé que les petites infrastructures profitent à
l'ensemble de l'économie régionale lorsqu'elles peuvent être exploitées à des fins
commerciales par d'autres acteurs économiques. Prenant l'exemple de pistes VTT dans
le Jura neuchâtelois, il a souligné que ces itinéraires contribuent de manière
significative au développement de la région touristique en générant une valeur ajoutée
importante.
Le conseiller fédéral Guy Parmelin a également rappelé que le montant de la
contribution de la Confédération serait plafonné à 50'000 CHF par projet. Le vaudois a
ajouté que la révision de la loi n'aurait pas d'incidence financière pour la
Confédération, et qu'aucune augmentation de sa contribution annuelle au Fonds de
développement régional (FDR) ne serait nécessaire.
Lors du vote final, la chambre haute a approuvé à l'unanimité la modification de la loi
fédérale sur la politique régionale. 19

Lors de la session d'automne, le Conseil des Etats a approuvé un budget de CHF 646
millions de francs pour la promotion économique pour la période 2024-2027.
L'objectif de ce budget est de renforcer la compétitivité des petites et moyennes
entreprises (PME) ainsi que des régions. Les crédits relatifs à la promotion des
exportations (CHF 99 millions), à la promotion de la place économique (CHF 18,5
millions), au développement de la cyberadministration (CHF 32,8 millions) et à
l'encouragement de l'innovation (CHF 45,4 millions) ont été approuvés. Le Parlement a
également donné son aval à un arrêté fédéral lié à l'établissement du programme
pluriannuel de la Confédération pour la période 2024-2031, qui est associé à la mise en
œuvre de la Nouvelle politique régionale (NPR).
Toutefois, des divergences persistaient encore entre les deux chambres. Celles-ci
portent sur le financement de Suisse Tourisme pour la période 2024-2027 et les
contributions supplémentaires au Fonds de développement régional (FDR). Lors des
débats, Hans Wicki (plr, NW), au nom de la Commission de l'économie et des
redevances du Conseil des États (CER-CE), a métaphoriquement comparé sa position à
celle d'un violoniste sur le Titanic, soulignant la difficulté de parvenir à un accord.
Malgré deux divergences majeures pendant la session estivale (le Conseil fédéral
proposait CHF 233 millions pour Suisse Tourisme, tandis que le Conseil des États a
demandé CHF 13 millions de plus lors de la session d'été ; le gouvernement prévoyait
CHF 217,3 millions pour le Fonds de développement régional, mais la chambre des
cantons souhaitait CHF 12,7 millions de plus), le Conseil national n'a pas suivi les
recommandations du Conseil des Etats. La commission a souligné que les prévisions
budgétaires actuelles du gouvernement appuyaient la viabilité des montants proposés.
En réponse, le ministre de l'économie Guy Parmelin a souligné que «la politique, c'est
l'art du possible» et a encouragé à suivre les décisions du Conseil national et du Conseil
fédéral afin d'éliminer les divergences. Le vaudois a justifié les CHF 233 millions de
francs proposés en mettant en avant l'amélioration de la situation financière de la
Confédération depuis la crise du COVID-19. Les résolutions ont été finalement
adoptées par la chambre haute. 20
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Suite à sa validation par le Conseil des États lors de la session d'été, Le Conseil national
a soutenu la loi fédérale sur l'allégement des coûts de la réglementation pour les
entreprises (LACRE) ainsi que la poursuite de la numérisation des services
administratifs lors de la session d'automne par 121 voix pour (l'ensemble des élu.e.s de
l'UDC, du PLR, du Centre et des Vert'libéraux), 41 contre (l'ensemble des élu.e.s du PS et
4 des Vert-e-s) et 24 abstentions (Vert-e-s). 
Le ministre de l'économie, Guy Parmelin, a ouvert le débat en exposant clairement
l'objectif du projet : « nous voulons alléger la charge des entreprises et avancer dans la
numérisation des prestations étatiques ». Le vaudois a également rappelé que, depuis
deux décennies, de nombreux projets visant à simplifier la bureaucratie se sont enlisés
dans les débats politiques.
L'opposition au projet fut vive, notamment de la part du PS. Samuel Bendahan (ps, VD) a
qualifié le projet de « kafkaïen et tentaculaire », le comparant aux « douze travaux
d'Astérix », s'inquiétant du risque d'augmentation du travail administratif et de la
nécessité d'une révision constante par des spécialistes. Néanmoins, la proposition de
ne pas entrer en matière sur le projet a été rejetée par 137 voix contre 36. Les
député.e.s ont également rejeté l'idée de renvoyer le projet au Conseil fédéral, comme
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le souhaitait le PS, qui aurait préféré une loi sur le renforcement du pouvoir d'achat et
l'allègement de la classe moyenne. Cédric Wermuth (PS / AG) a alerté sur le risque que
les Suisses et Suissesses n'aient plus d'argent à dépenser, ce qui pourrait mettre en
danger les PME.
Lors du débat, Sophie Michaud Gigon (vert-e-s, VD) a plaidé en faveur de
l'élargissement des mesures destinées à réduire la bureaucratie, tout en exprimant des
réserves quant à la réelle simplification de la vie des PME grâce au projet. Guy Parmelin
a répondu en rappelant que le projet ne résoudrait pas tous les défis, mais a insisté sur
l'importance de ne pas surcharger l'initiative. Olivier Feller (plr, VD) a souligné, au nom
de la commission, la nécessité de maintenir l'allègement des entreprises au coeur du
projet. Markus Ritter (centre, SG) a martelé que les propositions de la gauche visant à
élargir le projet étaient inappropriées, expliquant qu'il est incohérent de critiquer un
projet en le qualifiant d'inutile tout en demandant simultanément son élargissement.
Jürg Grossen (pvl, BE) a pour sa part insisté sur l'urgence de progresser, soulignant que
les entreprises innovantes étaient actuellement freinées par la bureaucratie, ce qui
représente un risque pour l'innovation, la compétitivité et l'attractivité des entreprises.
Daniela Schneeberger (plr, BL) a également appuyé cette notion au nom du PLR.
Le Conseil fédéral a ensuite rappelé qu'il aspire à ce que l'administration fédérale
identifie systématiquement les possibilités d'allégement des réglementations, qu'elles
soient nouvelles ou en place. Un système de suivi des coûts est prévu par le
gouvernement pour surveiller les impacts financiers des réglementations sur les
entreprises. De plus, le Conseil fédéral a souligné qu'il envisage de promouvoir la
numérisation des services administratifs pour les entreprises grâce au guichet virtuel
EasyGov; cette initiative devrait permettre aux entreprises d'accéder à toutes les
prestations administratives via un compte unique.
Suivant le Conseil des États, la mise en place d'un organe de contrôle indépendant a été
rejeté par les député.e.s avec un vote de 91 voix contre (l'ensemble des élu.e.s
socialistes et vert-e-s, 22 élu.e.s UDC et 4 du Centre), 89 voix pour (l'ensemble des
élu.e.s PLR et Vert'libéraux, 27 élu.e.s UDC, 20 du Centre) et 3 abstentions (UDC). Cet
organe aurait été chargé de vérifier la précision des estimations de coûts pour les
entreprises formulées par l'administration. Le ministre de l'économie a noté que les
coûts de la réglementation sont déjà sujet à des contrôles à toutes les étapes du
processus. Cependant, la chambre basse a rejeté la proposition du Conseil des États
d'obliger l'administration à estimer non seulement les coûts de la réglementation pour
les entreprises, mais aussi pour les particuliers tels que les consommateurs et les
contribuables. Guy Parmelin a souligné que cette décision du Conseil des États
entraînerait une charge de travail considérable pour l'administration, tandis qu'Olivier
Feller a rappelé que cette loi ne concernait que les entreprises.
Le dossier retourne désormais aux Conseil des États. 21

Le Conseil des Etats a éliminé la dernière divergence sur la loi fédérale sur
l'allégement des coûts de la réglementation pour les entreprises (LACRE). Lors du
débat, le conseiller aux États Stefan Engler (centre / GR) a exposé la situation au nom de
la commission (CER-CE). Le centriste a d'abord rappelé que la chambre basse s'est
opposée à la proposition d'imposer à l'administration d'estimer les coûts de la
réglementation non seulement pour les entreprises, mais également pour les
particuliers, en raison de la crainte d'une charge administrative substantielle. Le
sénateur a également noté que les coûts pour les entreprises finissent par affecter les
consommateurs et consommatrices, soulignant l'importance pour ces derniers de
connaître et de minimiser les coûts causés par les régulations. En réponse, Guy
Parmelin a approuvé ces observations, soulignant que les réglementations touchent
non seulement les entreprises mais aussi les particuliers. Le ministre de l'économie a
également noté que les coûts de la réglementation pour les particuliers font déjà l'objet
d'examens et a invité la chambre haute à éliminer cette dernière divergence.
Lors du vote final, la chambre haute a approuvé la LACRE par 35 voix favorables
(l'ensemble des élu.e.s de l'UDC, du PLR et du Centre), 5 voix défavorables (élu.e.s du
PS) et 4 abstentions (3 élu.e.s Vert-e-s et 1 PS) 22
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En septembre 2023, le Conseil National a approuvé en vote final la loi fédérale sur
l'allégement des coûts de la réglementation pour les entreprises (LACRE) par 127 voix
favorables (l'ensemble des élu.e.s de l'UDC, du PLR, des Vert'libéraux, du Centre), 40
voix défavorables (38 élu.e.s du PS et 2 Vert-e-s), et 29 absentions (28 Vert-e-s et 1 PS).
La chambre basse obtient ainsi gain de cause concernant la suppression de l'estimation
des coûts pour les particuliers par l'administration, appuyée par la demande de Guy
Parmelin faite au Conseil des Etats d'éliminer les divergences. Le délai référendaire a
expiré le 18 janvier 2024, sans qu'un référendum n'ait été invoqué. 23
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